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Das Wichtigste auf einen Blick

■  Debatten über die Digitalisierung, über Industrie 
und Wirtschaft 4.0 müssen unter Einbeziehung 
der inner- und überbetrieblichen Vertretungs-
strukturen geführt werden. 

■  Diese Debatten müssen auch Anforderungen an 
die Weiterentwicklung des kollektiven Arbeits-
rechts thematisieren. Wenn ständig über Moder-
nisierung und Innovation gesprochen wird, sollten 
diese auch hier nicht Halt machen. 

■  Im Bereich des betrieblichen Datenschutzes, der 
Arbeitsgesundheit, der Ausgestaltung von (neu-
en) Arbeitsverträgen, im Bereich des digitalen und 
mobilen Arbeitens stellt die Digitalisierung von 
Wirtschaft und Arbeit die Vertretungskörperschaf-
ten vor große Herausforderungen und Verantwor-
tungen. Sie gibt diesen aber auch ein wesentliches 
Handwerkzeug mit. Um dieses handhaben zu 
können, braucht es ausreichend Ressourcen für 
BeschäftigtenvertreterInnen.

■  Unabhängig davon machen Trends und Entwick-
lungen in der betrieblichen Organisationspraxis, 
die durch eine verstärkte digitale Entwicklung un-
ter Umständen noch weiter dynamisiert werden, 
eine Weiterentwicklung bzw. Anpassung der 
Mitbestimmungsinstrumente notwendig.

Worum es geht

Die Rahmenbedingungen der Wirtschaft, insbe-
sondere aber viele Arbeitsbedingungen, haben 
sich seit Inkrafttreten des Arbeitsverfassungs-
gesetzes (ArbVG) und seit der gesetzlichen Veran-
kerung der Aufsichtsrats-Mitbestimmung stetig und 
auch tiefgreifend verändert. Derzeit wird gar von 
einer neuen Qualität einer industriellen Revolution 
unter dem Stichwort „Industrie 4.0“ gesprochen. 
Bereits jetzt sind Trends in der betrieblichen und 
überbetrieblichen Praxis zu erkennen, die jedenfalls 
das Potenzial haben, durch die fortschreitende Di-
gitalisierung von Arbeit, Wirtschaft und Gesellschaft 
weiter verstärkt zu werden. 

Es gilt einerseits die bestehenden Mitbestim-
mungsmöglichkeiten zu nutzen und Beleg-
schaftsvertreterInnen mit den entsprechenden 
Ressourcen auszurüsten. Debatten über die Digi-
talisierung und Modernisierung der Arbeitswelt und 
der Wirtschaft dürfen nicht einseitig aus Perspekti-
ve der ArbeitgeberInnen diskutiert werden sondern 
brauchen eine faire und adäquate Einbeziehung 
jener Menschen, die die Auswirkungen massiv 
betreffen werden: der ArbeitnehmerInnen und ih-
rer VertreterInnen. Dazu braucht es entsprechende 
Handwerkzeuge und somit eine Weiterentwicklung 
des kollektiven Arbeitsrechts. 
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Probleme

Herausforderungen an BelegschaftsvertreterInnen 
fußen nicht nur auf Entwicklungen der Digitalisie-
rung. Auch ohne den digitalen Wandel finden sich 
ArbeitnehmerInnen schon seit langer Zeit mit einer 
Vielzahl von technischen und organisatorischen 
Veränderungen inner- und außerhalb der Betriebe 
konfrontiert. Die BeschäftigtenvertreterInnen sind 
seit Jahrzehnten im Umgang mit radikalen Umstruk-
turierungsformen (etwa Ausgliederungen, Fremd-
vergaben, Eigentümerwechsel) erprobt. All diese 
Veränderungen haben haben teils massive Auswir-
kungen auf Arbeitsrealitäten und Arbeitsbedin-
gungen.  

Durch die Dynamik des digitalen Wandels und insbe-
sondere die erwarteten zukünftigen Entwicklungen 
erscheint es denkbar, dass Veränderungsprozesse 
noch intensiver, unvermittelter und häufiger auf-
treten, und dass deren Auswirkungen auf die be-
triebliche Arbeitsrealität unter Umständen noch 
tiefer greifen werden. 

Wesentliche Erkenntnisse 

Empirische Arbeiten zum Thema Mitbestimmung 
und digitaler Wandel zeigen einerseits, dass Beleg-
schaftsvertreterInnen grundsätzlich positive wirt-
schaftliche Potenziale für ihr Unternehmen durch 
digitale Veränderungen wahrnehmen (vgl. IFES, 
2016, 29), gleichzeitig aber eine Reihe von konkreten 
Bedenken in Bezug auf die Auswirkungen auf die Be-
schäftigten bestehen. Sichtbar wird auch, dass der 
digitale Wandel kein singuläres Ereignis ist, sondern 
eher ein mittelfristig prozessförmiges Konvolut an 
unterschiedlichen betrieblichen Veränderungen, 
die für sich alleine oft keine besonders erkennbare 
Tragweite aufweisen aber im Gesamtergebnis hohe 
qualitative und quantitative Auswirkungen auf die 
Beschäftigten und die Arbeitsbedingungen haben 
können. 

Das Arbeitsverfassungsgesetz sieht bei wesentli-
chen betrieblichen Änderungen und insbesondere 
bei Datenschutzfragen notwendige Mitbestim-
mungsakte vor. Gleichzeitig wird auch Unternehmen 
in juristischen Expertisen empfohlen, den Betriebs-
rat von Beginn an in den betrieblichen (digitalen) 
Transformationsprozess einzubinden, da bei vielen 

betrieblichen – durch die Digitalisierung bedingten 
– Transformationen dessen Zustimmung auch eine 
rechtliche Notwendigkeit ist (vgl. etwa Maier/Feiler, 
2016: 5).

Empirisch ist jedoch zu erkennen, dass verbindli-
che Regeln für die kollektiv-betriebliche Ebene 
(Betriebsvereinbarungen) auch in Fragen des be-
trieblichen Datenschutzes vom Betriebsrat ein-
gefordert und mühsam erkämpft werden müssen 
und dass in Zeiten zunehmender Digitalisierung die 
Einbindung der BelegschaftsvertreterInnen eher als 
rückgängig empfunden wird. Aber auch abseits von 
Fragen der Digitalisierung und der „Arbeitswelt 4.0“ 
arbeiten ArbeitnehmervertreterInnen verstärkt in ei-
nem Umfeld, das unter anderem von internationa-
len Verflechtungen, einer Vielzahl von unterschied-
lichen Dienstverhältnissen und „Flexibilisierung“ 
geprägt ist (vgl. IFES, 2015, 165). 

Als Gefahren für die Mitbestimmung werden da-
her unter anderem auch Szenarien identifiziert, in 
der Betriebsräte nicht mehr „für die im jeweiligen 
Unternehmen arbeitenden Menschen zuständig 
sind“, wenn in internationalen Konzernen „kein au-
torisierter Verhandlungspartner auf der Arbeitge-
berseite vorhanden ist“ oder wenn IT-Anwendungen 
nicht vom Unternehmen, sondern von Dritten ge-
steuert werden (vgl. dazu Maschke/Nils, 2015: 28). 
Auf der Hand liegt auch, dass durch diese Phänome-
ne und die Digitalisierung im Allgemeinen die Anfor-
derungen an Kompetenzen und Ressourcen der 
handelnden Personen noch stärker steigen wer-
den, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist.  
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Forderungen1 

Der Geltungsbereich des Arbeitsverfassungs-
gesetzes muss auf alle persönlich und/oder wirt-
schaftlich abhängigen Beschäftigten ausgeweitet 
werden (zB Crowdworker), es soll weiters soll die 
grundsätzliche Möglichkeit bestehen auch über Un-
ternehmensgrenzen hinweg Belegschaftsorgane zu 
wählen. 

Um auch digitale Veränderungen gestaltbar zu 
machen, braucht es unter anderem die Erweite-
rung des Katalogs der erzwingbaren Betriebs-
vereinbarung, sowie außerdem die Möglichkeit 
schleichende, digital getriebene Veränderungen zB 
durch einen „Umstellungsplan“ zu regeln und dabei 
ExpertInnen beizuziehen. Solche Veränderungen 

1   Vgl. dazu ausführlicher Beschluss der HV der BAK vom 24. Novem-
ber 2016

sollten auch in Aufsichtsroganen und Sub-Gremi-
en als zustimmungspfl ichtige Geschäfte behandelt 
werden und somit der Aufsichtsratsmitbestim-
mung unterliegen. 

Der Anspruch auf Bildungsfreistellung muss 
weiterhin ausgeweitet werden, insbesondere um 
komplexe, digital bedingte Arbeitsorganisations-
änderungen und Datenschutzerfordernisse besser 
mitbestimmen und vertreten zu können.

Nicht zuletzt benötigt es eine mitbestimmungs-
freundliche Umsetzung der Europäischen Da-
tenschutz-Grundverordnung, allen voran die 
Sicherstellung aller im ArbVG festgelegten Mitbe-
stimmungsrechte des Betriebsrats. 




